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Europa sollte an den Genozid erinnern
Das Europäische Parlament hat am 15.
April 2015 mit einer Resolution an den
100. Jahrestag des Völkermords an den
Armeniern erinnert. Diese gemeinsame
Entschließung aller sieben Fraktionen
des Parlamentes kann ein Vorbild auch
für den Bundestag sein, der sich in die-
ser Woche des Themas annimmt. Die
Europaabgeordneten erkennen den Völ-
kermord als solchen an - ein Befund der
unter Historikern als Konsens gilt, wäh-
rend die Türkei sich weiterhin weigert,
eine Anerkennung auch nur in Betracht
zu ziehen. Zugleich vermeidet das EU-
Parlament jede Schuldzuweisung an die
heutige Türkei und begrüßt ausdrück-
lich, dass Präsident Erdogan und Mini-
sterpräsident Davutoglu im vergange-
nen Jahr ihr Beileid für die Opfer der
Ereignisse ausgedrückt haben. Außer-
dem fordern die Parlamentarier Arme-
nien und die Türkei dazu auf, ihre
Beziehungen zu normalisieren. Die
geglückte Aussöhnung der europäi-
schen Staaten kann dabei als Beispiel
dienen. Die Europäische Union unter-
stützt bereits eine Reihe grenzüber-
schreitender zivilgesellschaftlicher Pro-
jekte mit Fördergeldern.
Der Entschluss des Europäischen Parla-
mentes kann den Kern eines gemeinsa-
men europäischen Gedenkens bilden.
Die hohe Zahl armenisch- und türkisch-
stämmiger Bürger in vielen EU-Mit-
gliedstaaten ist ein gewichtiger Grund
dafür, dass Europa in dieser Angelegen-
heit mehr als nur kommentierender
Zuschauer ist. Insbesondere für viele
Mitglieder der armenischen Diaspora -
oftmals Nachfahren der Überlebenden -
ist die Erinnerung an den Genozid ein
zentraler Bestandteil ihrer Identität.
Ein gemeinsames europäisches Geden-
ken ermöglicht es uns, unterschiedliche
Perspektiven zu diskutieren und einzu-

binden. Diese Einheit in Vielfalt auch in
unseren Erinnerungskulturen gehört zu
den Grundfesten unserer gemeinsamen
europäischen Identität. Der Wille,
Kriege und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit in Zukunft zu verhin-
dern, war einer der wichtigsten Beweg-
gründe für das gemeinsame Projekt
Europa. Der Völkermord an den Arme-
niern ist Teil unserer schrecklichen, von
Massenmorden, Vertreibungen und Ver-
brechen geprägten Geschichte im 20.
Jahrhundert. Die Europäische Union
basiert nicht zuletzt auf der gemeinsa-
men Bewältigung dieser Vergangenheit.
Europa gleicht heute einem erinnerungs-
politischen Flickenteppich. Während
eine Reihe von Ländern - darunter
Frankreich, Belgien, Italien und die Nie-
derlande - den Völkermord offiziell
anerkennen, haben andere Mitgliedstaa-
ten einen solchen Schritt noch nicht
vollzogen. In der Schweiz, aber auch in
den EU-Mitgliedstaaten Slowakei, Slo-
wenien, Griechenland und Zypern steht
die Leugnung des Genozids an den
Armeniern dagegen sogar unter Strafe.
Das Europäische Parlament hat seine
Vorreiterrolle seit dem Jahr 1987 inne.
Damals sprachen sich die Abgeordne-
ten bereits mit Nachdruck für die Ein-
stufung der Massaker an den Armeniern
als Völkermord im Sinne der UN-Kon-
vention von 1948 aus. Allerdings war
die Abstimmung weit weniger einhellig
als im Jahr 2015: Von insgesamt 518
Mitgliedern des Parlaments waren nur
176 anwesend. Von diesen votierten 68
für die Entschließung und 60 dagegen.
48 Mitglieder enthielten sich.
In Deutschland bleibt die Politik noch
immer hinter den Erkenntnissen der
Historiker zurück. Zwar hat sich der
Deutsche Bundestag im Jahr 2005 erst-
mals der Aufarbeitung der Gescheh-

nisse gewidmet. Doch die Abgeordne-
ten konnten sich nicht zu einer klaren
Benennung als Völkermord durchrin-
gen. Diese Zurückhaltung ist insbeson-
dere mit Blick auf die Rolle deutscher
Militärs und Politiker während des Völ-
kermordes nicht weiter hinnehmbar: Die
Führung des Deutschen Kaiserreiches
war frühzeitig über die systematische
Vertreibung und Ermordung der Arme-
nier informiert, nahm mit Rücksicht auf
die Beziehungen zum türkischen Bünd-
nispartner den Völkermord aber billi-
gend in Kauf. Zu einem verantwortungs-
vollen Umgang mit dieser Geschichte
gehört auch die gesellschaftliche Aus-
einandersetzung und Aufarbeitung.
Deutschland sollte damit beginnen, das
Thema adäquat in den Schulunterricht
aufzunehmen.
Ein gemeinsames europäisches Geden-
ken kann dazu beitragen, die für viele
Armenier noch immer offene Wunde
des Völkermordes zu schl ießen.
Zugleich hat es das Potential, jene zivil-
gesellschaftlichen Gruppen in der Tür-
kei zu ermutigen, die in den vergange-
nen Jahren Bewegung in die innertürki-
schen Debatten über das armenische
Erbe gebracht haben. Das Europäische
Parlament hat die Europäische Kommis-
sion und den Rat der Europäischen
Union dazu aufgerufen, sich dem
Gedenken an den 100. Jahrestag des
Genozids anzuschließen. Dahinter steht
auch die Hoffnung, dass möglichst viele
Mitgliedstaaten und nationale Parla-
mente dem Beispiel der Europaabgeord-
neten folgen.
Der Autor ist für die SPD Mitglied des
Europäischen Parlamentes und gehört
dort unter anderem dem Ausschuss für
Auswärtige Angelegenheiten an.

Wörter: 645

© 2015 PMG Presse-Monitor GmbH


